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Anschläge auf Baufirmen in Sachsen verübt zu haben, überaus dünn sei.

Die Haftbefehle gegen die Tatverdächtigen stünden auf wackligem Bo-

den. In dem Beitrag wird u. a. wie folgt ausgeführt: [...] ,,Je 30.000 Euro

Belohnung für Hinweise wurden ausgelobt. Und die Ermittler betrieben

einigen Aufwand, um die Täter zu finden, wie Ermittlungsunterlagen zei-

gen. Zum einen durchforsteten sie das lnternet, zum anderen hefteten sie

sich an eine konkrete Spur: einen nicht gezündeten Brandsatz. Zwar lan-
den sie daran offenbar keine DNA-Spuren, aber sie entnahmen Geruchs-

proben. Vor einigen Wochen schien es, als seien die Ermittler schließlich

fündig geworden." [...] ,,Mit einem Polizeihund, der zuvor die Geruchs-

spuren des Brandsatzes aufgenommen hatte, rückten die Ermittler dann

Anfang September bei der WG des Mannes in Dresden an - und der Hund

schlug an. Auch ein zweiter Hund bestätigte laut Ermittlungsunterlagen,
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Dresden,
. November2020

Kleine Anfrage des Abgeordneten Carsten Hütter (AfD)
Drs.-Nr.: 7/3968
Thema: TAZ-Beitrag n,Ein Verdacht liegt in der Luft" - Hintergründe

zu Ermittlungsergebnissen hinsichtlich linksextremer An-
schlagsserie in Sachsen

Sehr geehrter Herr Präsident,

den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:

,,ln der ,,taz" erschien am 18.09.2020 der Artikel ,,Ein Verdacht liegt in der

Luft". tn diesem wird behauptet, dass die Beweislage im Fall von zwei ,, :Y-:"-Mrr'r'DEHausanschrift:

festgenommen Personen, die beschuldigt werden, linksextremistische :::T:]|ffrt1i?B#ffiE|i::
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dass der Geruch des Brandsatzes in der Wohnung wahrnehmbar war. Für die

Ermittler war dies Beweis genug, dass sich der Beschuldigte am Tatort befand.

Der Mann wurde, zusammen mit seinem 23-jährigen Mitbewohner, festgenom-

men. Der Vorwurf: besonders schwere Brandstiftung. Mehr als die Hunde schei-

nen die Ermittler aber nicht in der Hand zu haben. Und schon die werfen Fragen

auf: Konnte ein Hund wirklich noch zehn Monate nach der Tat den Geruch des

Brandsatzes in der Wohnung nachweisen? Jürgen Kasek, Anwalt des festge-

nommenen 22-Jährigen, hält das für ausgeschlossen. ,,Das erscheint mir nach so

Ianger Zeit unmöglich und ist eine völlig haltlose Beweisführung. Auf dieser

Grundlage hätte es nie einen Haftbefehl geben dürfen."

Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die Kleine

Anfrage wie folgt:

Frage 1:

Welche Ermittlungsergebnisse/erfolge in Bezug auf die linksextremistischen An-

schläge auf Baufirmen in Leipzig, Bautzen und Rodewisch gibt es bisher? (Bitte

insbesondere aufschlüsseln nach Zahl der Tatverdächtigen, vorgeworfener Tat,

Festnahmen, Haft, Erm ittlungsstand)

Hinsichtlich des Brandanschlags in Rodewisch konnten zwei Tatverdächtigte ermittelt

werden, gegen die wegen des Tatvonvurfs der Brandstiftung gemäß S 306 Abs. 1

Strafgesetzbuch (StGB) durch das Amtsgericht Dresden Haftbefehle erlassen wurde.

Beide Beschuldigte befinden sich derzeit in Untersuchungshaft. Die Ermittlungen dau-

ern an

Eine Auswertung der Brandstiftungsdelikte ab 2015 im Phänomenbereich "Politisch

motivierte Kriminalität - links" an den Orten Bautzen, Leipzig und Rodewisch ergab

keine weiteren Ermittlungsergebnisse im Sinne der Fragestellung.

Frage 2:

lst die Behauptung im o.g. Beitrag korrekt, dass in dem genannten Ermittlungs-

fall eine Verhaftung (allein) auf den Umstand von übereinstimmenden Geruchs-
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spuren, die ca. 10 Monate nach der Tat ermittelt wurden, gestützt wurde und dass

es sich dabei um Tatverdächtige im Zusammenhang mit den Anschlägen auf

Baufirmen handelt? Wurden im genannten Fall bei dem Tatverdächtigen Brand-

mittel bzw. Reste von Brandmitteln (außer durch die eingesetzten Spürhunde)

nachgewiesen, die mit dem am Tatort gefunden Brandsatz übereinstimmen? Um

was für eine Art und Größe von Brandsatz - der am Tatort gefunden wurde - han-

delt es sich?

Eine Beantwortung der Frage im Hinblick auf dieses Ermittlungsverfahren ist derzeit

nicht möglich, da insoweit aufgrund der laufenden Ermittlungen in diesem Verfahren

einer weitergehenden Beantwortung die Vorschrift des $ 479 Abs. 1 Strafprozessord-

nung (StPO) entgegensteht. Nach dieser Vorschrift sind Auskünfte aus Akten zu versa-

gen, wenn der Übermittlung Zwecke des Strafverfahrens entgegenstehen. Eine Beant-

wortung der vorgenannten Frage würde den Erfolg des Ermittlungsverfahrens gefähr-

den. Sofern Einzelheiten zu bisherigen Ermittlungserkenntnissen bekannt würden,

könnte dies dazu führen, dass der Erfolg der weiteren notwendigen Ermittlungen verei-

telt würde.

lnsbesondere kann eine Gefährdung der Ermittlungen durch Beeinflussung von mögli-

chen Zeugen nicht ausgeschlossen werden, wenn vorher eine Auskunft zum Stand der

Ermittlungen, zu möglichen Ermittlungsergebnissen und zu durchgeführten Ermitt-

lungsmaßnahmen gegeben wird. Auch gegenüber Dritten wurden bisher keine Anga-

ben gemacht, um die Ermittlungen nicht zu gefährden.

Die aufgeführten Gründe der Nichtbeantwortung der Frage hindern auch eine Beant-

wortung in einer nichtöffentlichen Sitzung des Landtages oder mit entsprechendem

Geheimhaltungsvermerk. Auch bei einer unter solchen Umständen erfolgenden Be-

kanntgabe von Einzelheiten ist im vorliegenden Fall nicht mit Sicherheit auszuschlie-

ßen, dass die weiteren Ermittlungen gefährdet würden. Die besondere Sensibilität der

Daten im hiesigen Einzelfall gebietet es, dass jede Gefahr einer Offenbarung weitest-

gehend minimiert wird.

Eine Abwägung der lnformationsinteressen des Antragstellers mit dem lnteresse an der

Geheimhaltung geht derzeit zu Lasten des Abgeordneten. Das lnteresse des Abgeord-
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neten an vollständiger lnformation ist ein hohes, durch Art. 51 Abs. 2 SächsVerf verfas-

sungsrechtlich gewährleistetes Gut. Aber auch das staatliche lnteresse an einer wir-

kungsvollen Strafverfolgung ist ein hohes, aus dem Rechtsstaatsprinzip hergeleitetes

verfassungsrechtliches Schutzgut. Bei einer vollständigen Beantwortung der Frage wä-

re der Schaden für ggf. laufende Ermittlungsverfahren möglichenveise irreparabel. Das

lnformationsinteresse des Abgeordneten ist demgegenüber nicht vollständig zurückge-

drängt. Seine Veruvirklichung hat lediglich soweit und solange zurückzustehen, wie eine

vollständige Beantwortung tatsächlich eine Gefährdung des Ermittlungserfolges zeiti-

gen würde.

Frage 3:

Bis zu welcher Dauer können durch Brandmittelspürhunde Gerüche nachgewie-

sen werden?

ln Abstimmung mit dem Sachverständigen für Branduntersuchungen des Landeskrimi-

nalamtes Sachsen kann die Frage nach der Dauer der Nachweisführung von Gerüchen

von nicht zum Einsatz gebrachten oder nicht umgesetzten Brandsätzen nicht pauschal

beantwortet werden und unterliegt in jedem Fall der Notwendigkeit einer Einzelfallbe-

trachtung.

Diese Dauer richtet sich u.a. nach folgenden Faktoren

- Art des Brandbeschleunigers,

- leichtflüchtige oder schwerflüchtige Stoffe,

- Raumtemperaturen und Witterungseinflüsse,

- Beschaffenheit des Behältnisses (offen oder verschlossen, Art des Verschlus-

ses).

Grundsätzlich kann gesagt werden, dass Brandmittelspürhunde in Abhängigkeit von

den Umständen des Einzelfalles in der Lage sind, Brandbeschleuniger auch nach ei-

nem jahrelangen Zeitraum zu lokalisieren und anzuzeigen.
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Frage 4:

Wie viele Hinweise (zweckdienlich und nicht zweckdienlich) gab es auf die o.g.

Auslobung hin und in welcher Höhe wurden Gelder dahingehend -an wie viele

Personen- tatsächlich ausgezahlt?

Auf die o. g. Auslobung hin gab es einen Hinweis und dieser war nicht zweckdienlich

Es wurden bisher keine Gelder ausgezahlt.

Frage 5:

Offensichtich bekam die taz detaillierten Einblick in die Ermittlungsakte im o.g.

Fall. Welche Konsequenzen hat das zur-Verfügung-Stellen der Akte an die Presse

für die verantwortliche(n) Person(en)? Werden dahingehend Verfahren eingelei-

tet, zu wie vielen Personen? Wenn nein, warum nicht?

Ein Ermittlungsverfahren wurde nicht eingeleitet, da dies zureichende tatsächliche An-

haltspunkte dafür voraussetzen würde, dass jemand eine verfolgbare Straftat began-

gen hat (vgl.S 152 Abs.2 StPO). Ein solcherAnfangsverdacht lag hier nach Prüfung

der Staatsanwaltschaft nicht vor.

Aus dem Artikel der TAZ ergibt sich nicht, dass der TAZ die Ermittlungsakte vorgelegen

hat. Der Artikel macht lediglich deutlich, dass der TAZ lnformationen aus dem Ermitt-

lungsverfahren vorlagen. Strafbewehrt ist gemäß S 353d Nr. 3 StGB nur die Veröffentli-

chung amtlicher Dokumente des Strafverfahrens, sofern diese ganz oder in wesentli-

chen Teilen im Wortlaut öffentlich mitgeteilt werden. lm vorliegenden Fall wurde kein

amtliches Dokument im Wortlaut - sondern nur inhaltlich - öffentlich mitgeteilt. An-

haltspunkte für die Annahme einer Verletzung des Dienstgeheimnisses gemäß S 353b

StGB oder einer strafbaren Weitergabe durch einen der Verteidiger bestehen nach An-

gaben der Staatsanwaltschaft nicht.

Mit freundlichen Grüßen

M er
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